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„Forschung - Auftragsforschung - Anwendung gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnisse“ bei öffentlich-rechtlichen Hochschulen 

Hoheitliche Forschung BgA Auftragsforschung BgA AgwE 

Forschungstätigkeit - Gewinnung neuer wissenschaftlicher oder technischer Erkenntnisse  

bzw. Ausweitung des vorhandenen Wissensbestands 

Anwendung bereits gesicherter wissenschaftlicher 

Erkenntnisse (ohne eigenes Streben nach neuen 

Erkenntnissen – keine Forschungstätigkeit) 

Hoheitliche Forschungstätigkeit (Indizien s.u.) ist 

der Hochschule eigentümlich und vorbehalten, 

die Ergebnisse kommen der Allgemeinheit zugute 

Auftragsforschung (Indizien s.u.) ist unter den  

Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG  

i.V.m. § 4 KStG steuerbar 

Tätigkeit auf Grundlage gesicherter wissenschaft-

licher Erkenntnisse ist unter Voraussetzungen des 

§ 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG i.V.m. § 4 KStG steuerbar 

 

Hochschule forscht nicht für den Drittmittelgeber, 

sondern auf der Grundlage ihrer eigenen Aufgabe 

für die Allgemeinheit 

Hochschule forscht für Drittmittel- bzw. Auftragge-

ber, auf Grundlage eines (nach Art und Umfang 

genau beschriebenen) gegenseitigen Forschungs- 

und Entwicklungsauftrags 

Typische Tätigkeiten: 

- Routinemessungen und Routineeinsatz ei-

nes Ergebnisses [FinVerw vermutet hier 

AgwE – Vermutung im Einzelfall durch 

Hochschule widerlegbar] 

- Fertigung marktfähiger Produkte 

[FinVerw vermutet AgwE – Vermutung im 

Einzelfall durch Hochschule widerlegbar] 

- Beobachtungsstudien von Behandlungs-

maßnahmen mit verkehrsfähigen Medika-

menten, die im Rahmen der routine-

mäßigen Anwendung durch den Arzt am 

Patienten erfolgen  

(sog. Anwendungsbeobachtungen) 

Forschungsergebnisse verbleiben bei der Hoch-

schule 

Auftrag-/Drittmittelgeber behält sich vertragsge-

mäß exklusive Verwertungsrechte hinsichtlich 

Forschungsergebnissen vor 

Forschungsergebnisse werden durch Veröffentli-

chung kurzfristig allgemein zugänglich gemacht 

(der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt) 

Forschungsergebnisse stehen vertraglich dem 

Auftrag-/Drittmittelgeber zu; 

Zustimmungsvorbehalt des Drittmittelgebers für 

Veröffentlichung der Forschungsergebnisse 

Schutz-, Urheber-, Nutzungs- und Verwertungs-

rechte verbleiben bei der Hochschule 

Schutz-, Urheber-, Nutzungs- und Verwertungs-

rechte stehen exklusiv dem Drittmittelgeber zu 
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Drittmittelgeber fördert uneigennützig die For-

schung in einem bestimmten Fachgebiet 

Drittmittelgeber erhält vertragsgemäß die Exklu-

sivrechte an Forschungsergebnissen 

Routineanalytik bzw. standardisierte Untersuchun-

gen sind bspw.: 

- Blutalkoholuntersuchungen im Auftrag der 

Strafverfolgungsbehörden 

- (Entgeltliche) Materialprüfung 

- Chemische Analysehandlungen 

- Beratungsleistung in Form eines Gutach-

tens, das dem Auftraggeber als konkrete 

Entscheidungshilfe für die Lösung konkre-

ter, technischer, wirtschaftlicher oder recht-

licher Fragen dient 

Drittmittelgeber erhält keine Gegenleistung(en);  

Z.B. bei echtem Zuschuss  

(vgl. hierzu allgemein Abschn. 10.2 Abs. 7 UStAE 

und Abs. 10 zu unschädlichen Nebenbestimmun-

gen bei Zuwendungen zur Projektförderung oder 

zur institutionellen Förderung) 

Forschungs- und Entwicklungsauftrag entspricht 

gezielten Interesse des Auftrag-/Drittmittelgebers 

Forschungstätigkeit der Hochschule erfolgt in 

tatsächlichem oder potenziellen Wettbewerb mit 

eigennutzorientierten Dritten 

Typische Tätigkeiten: 

- Anfertigung von Prototypen und Nullse-

rien 

- Klinische Studie/Prüfung i.S.d. § 22  

Abs. 2 Nr. 3 AMG im Zuge der Zulassung 

eines Medikaments 

Nach Ansicht der Finanzverwaltung kommt es hinsichtlich der Anfertigung von Gutachten „bei der Zuordnung auf Thema und Inhalt an.“ 
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